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b) die kantonalen und eidgenössischen materiell-rechtlichen Schranken berücksichtigt werden, 
wobei der Überwachung der verfassungsmässigen Grundrechte (Eigentumsgarantie, Rechts-
gleichheit, Verhältnismässigkeit etc.) zentrale Bedeutung zukommt; 
 
c) die Bauvorschriften der Gemeinden nicht im Widerspruch stehen zu den Zielen und Planungs-
grundsätzen nach Bundesgesetz über die Raumplanung vom 22. Juni 1979 (RPG Artikel 1 und 3), 
da diese Bestimmungen des RPG selbständig, d.h. auch ohne spezielles ausführendes Recht der 
Kantone anzuwenden sind. 
 
Die Beurteilung all dieser Aspekte ist mitentscheidend, ob eine kommunale Planungsmassnahme 
vor den verfassungsmässigen Grundrechten standhält bzw. nicht gegen die übergeordnete Ge-
setzgebung verstösst. 
 
II. 
 
Gestützt auf Artikel 13 ff. und Artikel 19 ff. des Bundesgesetzes über den Umweltschutz (USG) 
vom 7. Oktober 1983 sowie auf die Artikel 43 und 44 der Lärmschutz-Verordnung (LSV) vom 15. 
Dezember 1986 sind die Gemeinden verpflichtet, den Nutzungszonen - nach Artikel 14 ff. RPG - 
Lärm-Empfindlichkeitsstufen gemäss Artikel 43 LSV zuzuordnen. Dabei handelt es sich um eigen-
tumsverbindliche Rechtserlasse im Rahmen der kommunalen Nutzungsplanung. Somit richtet sich 
das Verfahren zum Erlass der Lärm-Empfindlichkeitsstufen nach den Bestimmungen von § 31 
RBG. 
 
III. 
 
Unter Berücksichtigung der vorstehenden Ausführungen hat die Prüfung Folgendes ergeben: 
 
1.  Rechtmässigkeitskontrolle 
 
1.1 Formell-rechtlich sind die Voraussetzungen für die Genehmigung erfüllt.  
 
Der allseitig unterzeichnete Quartierplanvertrag, als Genehmigungsvoraussetzung gemäss § 43 
RBG, wurde mit Schreiben vom 29. April 2016 bei der instruierenden Dienststelle (Amt für Raum-
planung) eingereicht. 
 
 
Materiell-rechtlich ist Folgendes zu bemerken: 
 
1.2 Die kantonalen Fachstellen hatten Gelegenheit, im Rahmen des Vorprüfungsverfahrens zur 
Quartierplanung „Neumattbünte“ Stellung zu nehmen. Es kann dazu insbesondere auf den Prü-
fungsbericht des Amtes für Raumplanung vom 27. Mai 2014 verwiesen werden. Die vom Kanton 
gewünschten Änderungen wurden bei der Überarbeitung weitgehend berücksichtigt.  
 
Für die architektonische und städtebauliche Prüfung von Quartierplanungen hat der Regie-
rungsrat ein spezielles Fachgremium, die "Kantonale Fachkommission zur Beurteilung von Areal-
überbauungen", eingesetzt. An ihrer Sitzung vom 5. September 2013 hat diese Kommission die 
Quartierplanvorschriften "Neumattbünte" behandelt und zur Weiterbearbeitung empfohlen. Die 
angeregten Änderungen der Fachkommission wurden teilweise berücksichtigt. 
 
Mit der Reduktion der Geschosszahl von fünf auf vier bzw. vier auf drei Stockwerke fügt sich die 
Quartierplanüberbauung gut ins Quartier ein. Hervorzuheben sind zudem insbesondere der vorge-
sehene Erhalt der bestehenden Villa und die Vorgaben für die Erhaltung und Ergänzung der 
Baumbepflanzung, welche zum Erhalt des Quartiercharakters beitragen. Aufgrund der zentralen 
Einstellhallenzufahrt direkt ab Neumattstrasse kann das Quartierplanareal oberirdisch autofrei ge-
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staltet werden. Aufgrund der Lage zur OeV-Haltestelle Im Lee, zum Ortszentrum mit guten Ein-
kaufsmöglichkeiten und zu den nahen Schulhäusern ist die vorgesehene Dichte angemessen. 
Der Regierungsrat beurteilt die vorliegende Quartierplanung insgesamt als recht- und zweckmäs-
sig. 
 
1.3 Sicherung der Feuerwehr-Notzufahrt 
Im Rahmen der Vorprüfung wurde festgestellt, dass für die Feuerwehr-Notzufahrt zu den Baube-
reichen 1 und 2 ein Übergang über die BLT-Linie 10 an der Baselstrasse notwendig ist und die 
Zufahrt längs der Ostfassade von Baubereich 2 ermöglicht werden muss. In einem Nachweis „Not-
zufahrt über Geleise, Erschliessung Neumattbünte“ (Tiefbauamt BL / Gruner AG) wird verkehrs-
technisch nachgewiesen, dass eine entsprechende Notzufahrt realisierbar ist (Anhang 10 zum 
Planungsbericht). Die Notzufahrt (Zu- und Wegfahrt Feuerwehr) zum Quartierplanareal (Bauberei-
che 1 und 2) ist diesbezüglich korrekt im Plan festgelegt. Hingegen fehlen die entsprechenden 
Festlegungen innerhalb des Quartierplanareals und im Quartierplanvertrag. Die Bereiche für Ge-
bäudeerschliessung sind für die Notzufahrt teilweise zu schmal. Es müssen dazu auch Grünflä-
chen beansprucht werden. Zudem können einzelne Bäume voraussichtlich nicht erhalten und ein-
zelne neue am vorgesehenen Standort voraussichtlich nicht gepflanzt werden. Der Regierungsrat 
hält fest, dass zur Erstellung der notwendigen Feuerwehrzufahrten bis und mit Baubereich 2 die 
Grünflächen und Baumstandorte beansprucht werden dürfen. Dabei sind für Lage, Breite, Nei-
gung, Geometrie, Lichtraumprofil usw. die Richtlinien für Feuerwehrzufahrten, Bewegungs- und 
Stellflächen der Feuerwehr Koordination Schweiz (FKS) zu beachten. Die Notzufahrt über die 
Tramgeleise der BLT dient ausschliesslich der Zu- und Wegfahrt der Feuerwehr.   
 
 
2.  Zweckmässigkeitsprüfung gemäss § 31 Absatz 5 RBG 
Keine Bemerkungen. 
 
 
IV. 
 
Unerledigte Einsprachen: 
 
1. Die kantonale Verwaltungsgesetzgebung kennt keine Verfahrensvorschriften darüber, in 
welcher Form Einspracheentscheide im Zusammenhang mit Gemeindeversammlungsbe-
schlüssen zu erlassen sind. Es steht daher nichts entgegen und es erscheint in Anbetracht des 
sachlichen Zusammenhanges sowie aus Zweckmässigkeitsgründen gerechtfertigt, unerledigte 
Einsprachen mit dem Entscheid über die Genehmigung im gleichen Beschluss zu behandeln. 
 
2. Im Raumplanungs- und Baugesetz ist die regierungsrätliche Überprüfungsbefugnis bei uner-
ledigten Einsprachen nicht speziell geregelt. Artikel 33 RPG verlangt hingegen bei Einsprachen, 
die sich gegen Nutzungspläne richten, die volle Überprüfung. Somit ist der Regierungsrat verpflich-
tet, bei unerledigten Einsprachen sowohl die Recht- als auch die Zweckmässigkeitskontrolle aus-
zuüben. 
 
3. Nicht eingetreten werden kann im Rahmen dieses Verfahrens auf allfällige Entschädi-
gungsforderungen. Solche Begehren können, gestützt auf die §§ 78 und 79 RBG sowie in Verbin-
dung mit § 97 des Gesetzes über die Enteignung vom 19. Juni 1950 (EntG), erst geltend gemacht 
werden, wenn ein materieller Nachteil tatsächlich vorliegt, d.h. frühestens nach Inkrafttreten der 
entsprechenden Bauvorschriften. Dabei ist insbesondere die in § 78 Ziff. 2 RBG festgelegte Ver-
wirkungsfrist von 6 Monaten zu beachten. 
Im Weiteren wird darauf hingewiesen, dass im Rahmen dieses Verfahrens keine Parteient-
schädigung zugesprochen werden kann, sofern diesbezügliche Forderungen in Einsprachen gel-
tend gemacht werden. 
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 2. Die von der Einwohnergemeindeversammlung Arlesheim am 24. Juni 2015 beschlosse-
nen Quartierplanvorschriften "Neumattbünte" werden im Sinne der Erwägungen und mit 
nachstehender Auflage genehmigt und damit allgemeinverbindlich erklärt. 

 
  Auflage  

Der Regierungsrat hält fest, dass zur Erstellung der notwendigen Feuerwehrzufahrten bis 
und mit Baubereich 2 die Grünflächen und Baumstandorte beansprucht werden dürfen. 
Dabei sind für Lage, Breite, Neigung, Geometrie, Lichtraumprofil usw. die Richtlinien für 
Feuerwehrzufahrten, Bewegungs- und Stellflächen der Feuerwehr Koordination Schweiz 
(FKS) zu beachten. Die Notzufahrt über die Tramgeleise der BLT dient ausschliesslich 
der Zu- und Wegfahrt der Feuerwehr.   

 
 3. Massgebend sind die mit den Inventarnummern 06/QP/25/0, 06/ZPS/2/23, 06/LES/1/3 

(Quartierplan „Neumattbünte“, Mutationen zum Zonenplan Siedlung und zum Lärm-
Empfindlichkeitsstufenplan) und 06/QR/25/0. (Quartierplanreglement) versehenen 
Exemplare der Pläne und des Reglements. 

 
 4. Die Ziffer 2 dieses Beschlusses ist gestützt auf § 9 der Geschäftsordnung des Regie-

rungsrates vom 15. Dezember 1992 im Amtsblatt zu veröffentlichen. 
 
 5. Die Gemeinde wird aufgefordert, bei der Veröffentlichung der Pläne und des Reglements 

(im Internet und in Papierform) die regierungsrätlichen Eintragungen (Erwägungen und 
Auflagen) zu übernehmen. 

 
 
Rechtsmittelbelehrung: 
 Gegen diesen Entscheid kann innert 10 Tagen, vom Empfang dieses Entscheides an gerechnet, beim 

Kantonsgericht, Abteilung Verfassungs- und Verwaltungsrecht, Bahnhofplatz 16, 4410 Liestal, schriftlich 
Beschwerde erhoben werden. Die Beschwerde, die in vierfacher Ausfertigung einzureichen ist, muss 
ein klar umschriebenes Begehren und die Unterschrift der beschwerdeführenden oder der sie vertre-
tenden Personen enthalten. Der angefochtene Entscheid ist der Beschwerde in Kopie beizulegen. Das 
Verfahren vor dem Kantonsgericht ist kostenpflichtig. 

 
 
Verteiler: 
-   
-  
- Gemeinderat Arlesheim, 4144 Arlesheim 
(alle eingeschrieben) 
- Ingenieur- und Planungsbüro Stierli + Ruggli AG, Unterdorfstrasse 38, 4415 Lausen 
- direco ag, Wilenstrasse 23, 9532 Rickenbach bei Wil 
- Basellandschaftliche Gebäudeversicherung, Feuerwehrinspektorat, Gräubernstrasse 18, 4410 Liestal 
- BLT AG, Grenzweg 1, 4104 Oberwil 
- Landeskanzlei (Publikation) 
- BUD, Bereich Infrastruktur und Mobilität 
- BUD, Bereich Raumentwicklung und Baubewilligung 
- BUD, Bereich Umwelt und Energie 
- Bau- und Umweltschutzdirektion 
 
 
 
 
Der Landschreiber: 

 




